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enn ein Soldat den Kriegsdienst verwei-
gert, erreicht ihn der Anerkennungsb e-

scheid nicht selten zu einer Zeit, in der er sich nicht
in der Kaserne aufhält, weil er zum B eispiel Urlaub
hat o der »krank zu Hause« ist. Praxis in der Bunde s-
wehr ist, ihn dann aufzufordern, zur Einheit zu-
rückzukehren : Die Entlassungsformalitäten sollen
erledigt werden . Die nochmalige Fahrt zu der Ein-
heit liegt häufig nicht im Interesse de s anerkannten
Kriegsdienstverweigerers − insbe sondere b ei hei-
matferner Einb erufung, ab er auch wegen einer na-
türlichen Abneigung gegen den no chmaligen Kon-
takt mit einer Einrichtung der Bunde swehr.

Muss der anerkannte Kriegsdienstverweigerer
dem Wunsch der Bundeswehr nachkommen o der
sogar einem entsprechenden B efehl gehorchen?

Die Erlasslage entspricht nicht
der geänderten Gesetzeslage

Am 1 1 . D ezemb er 2 0 0 3 − knapp sechs Wo chen
nach Inkrafttreten de s Kriegsdienstverweige-
rungs-Neuregelungsge setzes (KDVNeuRG) − ver-
öffentlichte der Bunde sminister der Verteidigung
in seinem Ministerialblatt den Erlass »B ehandlung
von Soldatinnen und Soldaten, die ihre Anerken-
nung als Kriegsdienstverweigerin bzw. als Kriegs-
dienstverweigerer b eantragt hab en« (VM Bl 2 0 0 3 S .
1 62 ) . D er Name de s Erlasse s ist irreführend : Die Ab-
schnitte »B ehandlung b ei Antragstellung« und »B e-
handlung nach Antragstellung und vor Anerken-
nungsentscheidung« b etreffen nur den kleineren
Teil des Erlasses ; der größere Teil steht unter der
Überschrift »B ehandlung nach Anerkennungsent-
scheidung« . D ort lautet der letzte Ab satz des Unter-
punkte s 3 . 1 :

»Die Soldatin o der der Soldat bleibt auch nach
Anerkennung als Kriegsdienstverweigerin b ezie-
hungsweise Kriegsdienstverweigerer bis zur Ent-
lassung o der b ei Grundwehrdienst leistenden Sol-
daten bis zur möglichen Umwandlung in ein Zivil-
dienstverhältnis zum Dienst verpflichtet« .

D ass diese Regelung keinen Aufschrei der Em-
pörung hervorgerufen hat, ist wohl damit zu erklä-
ren, dass sie sinngemäß auch in dem Vorgängerer-
lass vom 2 1 . 1 0 . 1 9 9 9 (VMBl 1 9 9 9 S . 3 8 1 unter 2 . 2 )
enthalten war und also scheinb ar keine Änderung
mit sich brachte .

D as ist aber ein tiefgreifender Irrtum : Vor dem
Inkrafttreten des KDVNeuRG mussten sich die Sol-
daten dem Verfahren vor dem Ausschu ss und der
Kammer für Kriegsdienstverweigerung unterzie-
hen, und deren Anerkennungsentscheidungen wa-
ren nicht unanfechtb ar, sondern konnten vom Lei-
ter des Kreiswehrersatzamtes mit dem Wider-
spruch b eziehungsweise vom Präsidenten der
Wehrb ereichsverwaltung mit der Klage angefo ch-
ten werden .

D ass ein wehrpflichtiger Soldat sich auf sein
Recht zur Verweigerung des Kriegsdienstes mit
der Waffe erst dann b erufen kann, wenn die se s
Recht anerkannt und der Anerkennungsbe scheid
unanfechtb ar geworden ist, hat der Wehrdienstse-
nat mit B e schluss vom 2 0 . 1 2 . 1 9 62 (WDB 2 1 /62 −
Entscheidungen des Bundesdisziplinarhofs − BDH
− 6 , 1 4 3 ) entschieden . Auch nach dem B eschlu ss
de s BundesverfassungsgerichtsG vom 2 6 . 0 5 . 1 970
( 1 BvR 8 3/69 , 1 BvR 2 4 4/69 , 1 BvR 3 45/69 − BVerf-
GE 2 8 , 2 4 3 = NJW 1 970 , 1 72 9) ist in Friedenszeiten
die vorläufig aufrechterhaltene Dienstbe anspru-
chung eines Soldaten für die D auer de s Anerken-
nungsverfahrens mit dem Grundrecht de s Art. 4
Ab s . 3 GG vereinb ar. D as BVerfG b egründet dies da-
mit, dass die se Inanspruchnahme den Kern der
Kriegsdienstverweigerung unb erührt lasse . E s er-
klärt ab er auch (im Ab schnitt C . I . 4 . Buchst. c [ in Ju-
ris unter Rn . 60 ] ) : »Die hierdurch entstehende Si-
tuation ist nicht zu vergleichen mit dem endgülti-
gen Ausfall eines Soldaten nach rechtskräftiger An-
erkennung als Kriegsdienstverweigerer. Im letzte-
ren Fall kann und muss sich die Truppenführung
b ereits vorher hierauf vorbereiten . «

Die Rechtsprechung ist eindeutig

In der zitierten Entscheidung de s Bunde sdiszi-
plinarhofe s (B DH 6 , 14 3 , 1 45 ) heißt e s : »Ein zum
Wehrdienst einb erufener Wehrpflichtiger, der An-
trag auf Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer
ge stellt hat, kann sich daher solange nicht auf das
Grundrecht de s Art. 4 Ab s . 3 GG b erufen, als sein
Recht nicht unanfechtb ar anerkannt ist. « Im Um-
kehrschlu ss heißt das : Mit der Unanfechtb arkeit
der Anerkennungsentscheidung kann sich der
Wehrpflichtige auf sein Grundrecht uneinge-
schränkt b erufen .

Jo achim Hofschroer

Als Kriegsdienstverweigerer
anerkannte Soldaten müssen keinerlei
Befehle der Bundeswehr mehr befolgen
Falsche − und damit unwirksame − Erlasslage der Bundeswehr

Kr
ie

gs
di

e
ns

tv
er

w
ei

g
er

u
n

g



25

1 0
I I / 2 0 0 6

In einer weiteren Entscheidung vom 2 6 . 0 5 . 1 970
( 1 BvR 668/68 , 1 BvR 7 1 0/68 , 1 BvR 3 37/69 − BVerf-
GE 2 8 , 2 6 4 [ in Juris unter Rn . 2 9 ] ) hat das BVerfG
festgestellt, dass nach der rechtskräftigen Anerken-
nung als Kriegsdienstverweigerer die B eschwerde
eine s Soldaten gegen eine Disziplinarmaßnahme
nicht mehr zurückgewiesen werden darf und die
Disziplinarmaßnahme also nicht aufrecht erhalten
werden darf. D enn gegenüb er einem rechtskräftig
anerkannten Kriegsdienstverweigerer darf kein
Zwang zu künftiger Kriegsdienstleistung mehr aus-
geübt werden . D as Grundrecht auf Art. 4 Ab s . 3 GG
erfährt eine gewisse zeitliche B egrenzung nur für
die Zeit bis zur rechtskräftigen Anerkennung .
Wenn diese Anerkennung ausgespro chen ist, darf
weiterer Zwang zur Kriegsdienstleistung nicht
mehr au sgeübt werden, auch nicht durch die Ver-
hängung einer einfachen Disziplinarmaßnahme ,
»da der b etroffene Soldat nunmehr b erechtigter-
weise j eden Kriegsdienst ablehnen darf« .

D as BVerfG hat die se Grundsätze in einer Ent-
scheidung vom 1 2 . 1 0 . 1 97 1 (2 BvR 65/7 1 − BVerfGE
3 2 , 4 0 , NJW 1 972 , 9 3 [ 9 4 ] , in Juris unter Rn . 1 9) wie-
derholt.

Entscheidend ist nun, dass die Anerkennung ei-
nes Soldaten als Kriegsdienstverweigerer seit dem
0 1 . 1 1 . 2 0 0 3 nicht mehr durch Ausschüsse o der
Kammern für Kriegsdienstverweigerung erfolgt,
sondern nur noch durch das Bunde samt für den Zi-
vildienst und sofort unanfechtb ar ist. Vom Erlass
der Entscheidung an unterliegt der Kriegsdienst-
verweigerer nicht mehr dem Zwang zur Wehr-
dienstleistung. Unmittelb ar mit der Anerkennung
ist nicht mehr nur der Kernb ereich des Grund-
rechts geschützt, sondern auch der Randbereich .

D er Erlass de s Bundesverteidigungsministers
erkennt das insofern an, als er (unter Nr. 3 . 4 , zwei-
ter Ab satz) verfügt, dass Disziplinarmaßnahmen
nach der Anerkennung nicht mehr zu verhängen
und vor der Anerkennung verhängte Disziplinar-
maßnahmen nicht mehr zu vollstrecken sind .

D er anfangs zitierte Ab s atz de s Erlasse s geht
ab er in völliger Verkennung der durch das KDV-
NeuRG geänderten Rechtslage davon au s, dass
auch nach der unanfechtb aren Anerkennung dem
Kriegsdienstverweigerer no ch B efehle erteilt wer-
den können . Die ser Teil ist angesichts der zitierten
Rechtsprechung und der B edeutung des Grund-
rechts auf Kriegsdienstverweigerung selb stver-
ständlich nichtig.

Befehle brauchen nicht befolgt zu werden

In der Praxis mag es dab ei insb esondere um die
Verwirklichung de s Wunsche s gehen, der Kriegs-
dienstverweigerer möge nach der Anerkennung in
der Kaserne bleib en o der in sie zurückkehren, um

seine Entlassungsp apiere entgegenzunehmen und
Ausrüstungsgegenstände o der ähnliche s zurück-
zugeb en . D er anerkannte Kriegsdienstverweige-
rer unterliegt j edoch keinerlei militärischem
Zwang und braucht solche B efehle nicht zu b efol-
gen . D ass sein Verhalten disziplinarisch nicht ge-
ahndet werden kann, ist hö chstrichterlich be stä-
tigt.

Keine Strafverfolgung möglich

Man könnte fragen, ob es no ch allgemein straf-
rechtlich verfolgt werden kann . E s ist gefe stigte
Rechtsprechung, dass b eispielsweise eine vor der
Anerkennung b egangene eigenmächtige Abwe sen-
heit auch nach der Anerkennung no ch strafrecht-
lich ge ahndet werden kann . Eine Strafb arkeit nach
dem Wehrstrafgesetz für nach der rechtskräftigen
Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer b egan-
gene Taten kommt ab er nicht mehr in B etracht. Die
Anerkennung bindet die staatliche Gewalt sofort ;
für die Entlassung aus der Bunde swehr ist die An-
wesenheit de s Kriegsdienstverweigerers nicht er-
forderlich . Ergeht b eispielsweise der Anerken-
nungsb e scheid , während der Soldat »krank zu Hau-
se« ist, kann ihm nicht b efohlen werden, no ch ein-
mal zur Einheit zurückzukehren . Im Gegenteil
kann der Bundeswehr gegeb enenfalls vorgewor-
fen werden, dass sie in einem solchen Fall sich
nicht auf die Möglichkeit einge stellt hat, dass der
Soldat während seiner Abwesenheit als Kriegs-
dienstverweigerer anerkannt werden kann .

Wenn der Kriegsdienstverweigerer im Zeit-
punkt seiner Anerkennung nicht in der Kaserne ist
und no ch S achen der Bunde swehr in seinem B e sitz
hat, die er mitnehmen durfte o der sogar musste ,
können diese selb stverständlich zivilrechtlich von
ihm herausverlangt werden . Nur dienstliche
Schriftstücke , Zeichnungen, bildliche D arstellun-
gen und , wenn es im Einzelfall au s Gründen der Ge-
heimhaltung erforderlich ist, Aufzeichnungen
über dienstliche Vorgänge können durch Verwal-
tungsakt herausverlangt werden; für sie bedarf e s
also keiner Klage auf Herausgab e (Scherer/Alff, Sol-
datengesetz, 7. Aufl . 2 0 0 3 , § 14 Rn . 1 2 ) .

Die Bunde swehr kann allerdings nicht verlan-
gen, dass die Herausgabe b ei der früheren Einheit
des Kriegsdienstverweigerers erfolgt. Erfüllungs-
ort für die Herausgab e ist der Ort, an dem sich die
S achen b efinden . D er Kriegsdienstverweigerer hat
danach nur die Rechtspflicht, die S achen herauszu-
geb en, wenn die Bunde swehr anbietet, sie an sei-
nem Wohnsitz abzuholen .

Joach im Hofschroer ist Rech tsanwalt in Ha mburg
und Mitglied im Vorstand der Zen tralstelle KDV.
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